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Die entwurzelte Partei
Wie schon zu Beginn des Ersten Weltkriegs stimmte die Regierung im Februar über
Kriegskredite ab — eine Zerreißprobe für die SPD.
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Bei vielen SPD-Mitgliedern schlug es wie ein Blitz aus
heiterem Himmel ein, als Bundeskanzler Scholz am
Sonntag, dem 27. Februar 2022, im Bundestag eine
Zeitenwende verkündete. Damit meinte er eher eine
politische 180-Grad-Wende: Deutschland will nun
Waffen an die Ukraine liefern und unterstützt harte
Wirtschaftssanktionen gegen Russland. Vor allem aber
will Olaf Scholz ein Sondervermögen von 100
Milliarden Euro für die Aufrüstung bilden, das im
Grundgesetz verankert werden soll, und, wie schon
lange von den USA gefordert, dauerhafte
Rüstungsausgaben von über 2 Prozent des



Bruttoinlandsprodukts pro Jahr bereitstellen.
Besonders die älteren SPD-Mitglieder, das sind vielfach
Menschen, die noch die Parteischulungen engagiert
mitgemacht haben und die Parteigeschichte aus dem
Effeff aufsagen können, wollten es nicht wahrhaben,
was sie hörten. Hatten sie doch sofort Kaiser Wilhelm
vor Augen, der bei Kriegsbeginn 1914 keine Parteien
mehr kannte, sondern nur noch Deutsche, und
erinnerten sich an den mutigen Karl Liebknecht, der
als SPD-Reichstagsabgeordneter gegen die
Kriegskredite stimmte und dafür in seinem weiteren
kurzen Leben schlimm büßen musste.

Als russische Truppen am 24. Februar 2022 die Ukraine angriffen,
warfen führende deutsche Sozialdemokraten praktisch über Nacht
jahrzehntelang bewährte Grundsätze der Friedenssicherung über
Bord. Bundeskanzler Scholz hatte am 27. Februar 2022 im Bundestag
eine Zeitenwende verkündet und erklärt, dass die Welt danach nicht
mehr dieselbe wie die Welt davor sei.

Nach diesem „Februarerlebnis“ im Bundestag reden nun fast alle
Sozialdemokraten so, als sei ihnen die riesige Aufrüstung der
Bundeswehr mit modernsten Kampfpanzern, Kampfflugzeugen,
Kampfschiffen und Kampfdrohnen schon immer eine
Herzensangelegenheit gewesen und niemand in der SPD hätte
jemals die von der NATO verlangte Steigerung der
Verteidigungsausgaben angezweifelt.

So waren es auch die älteren Parteimitglieder, die sich als erste
gegen das Vorhaben der Turbohochrüstung aussprachen.



Der Zuschauer konnte die Ergriffenheit der meisten
Fraktionsmitglieder der SPD, an einem so historischen einzigartigen
Moment teilzuhaben, förmlich spüren. Dabei wurde die Fraktion von
Scholz, wie so oft, völlig überrumpelt. Bevor der Kanzler seine
Regierungserklärung im Bundestag abgab, tagte die SPD-Fraktion.
Dort verlor er kein Wort über den Plan und die Spitze seiner
eigenen Fraktion war, im Gegensatz zu Finanzminister Lindner von
der FDP, nicht eingeweiht und das bei so einem Hammerprojekt:

1 Es sollen 100 Milliarden Euro als Sonderzahlung zusätzlich zu den
ohnehin schon vom Verteidigungshaushalt veranschlagten 50,3
Milliarden in die Aufrüstung gesteckt werden. Dieses Geld ist das
Vierfache des Gesundheitsetats und das Zwölffache des Etats für
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung. Die 100
Milliarden Euro sind auch das 100-Fache dessen, was die
Ampelkoalition nach zwei Jahren Pandemie als Pflegebonus
auszugeben bereit ist und knapp das Doppelte, was für Kredite für
„Klimaschutz und Digitalisierung“ veranschlagt wurde.

2 Bisher gehörte es für die SPD vorgeblich zur Staatsräson, Waffen
nicht in Krisen- und schon gar nicht in Kriegsgebiete zu liefern.
Auch dieses Tabu wurde jetzt mit der Lieferung von 500 „Stinger“-
Raketen, 1.000 Panzerfäusten und 2.700 Luftabwehrraketen aus
NVA-Beständen in das Kriegsgebiet Ukraine gebrochen.

3 Der Verteidigungsetat wird künftig das Zwei-Prozent-Ziel der NATO
übererfüllen und es sollen sogar „mehr als 2 Prozent“ des
Bruttoinlandsprodukts (BIP) in die Verteidigung investiert werden.
Bislang galten schon 1,5 Prozent als ambitioniert. Bei einer
Wirtschaftsleistung von 3,57 Billionen Euro sind das über 71,4
Milliarden Euro, knapp 25 Milliarden mehr, als im vergangenen Jahr
verausgabt wurden.



Seit Jahren steigen die
Verteidigungsausgaben schon

In der SPD verliert niemand mehr ein Wort darüber, dass der
Verteidigungshaushaltsposten schon seit sieben Jahren
überproportional kontinuierlich steigt, von 33 Milliarden Euro 2015
auf 50,3 Milliarden im Jahr 2022 und dass Deutschland fast so viel
Geld ins Militär pumpt, wie Russland. Kaum jemand in der SPD stellt
derzeit die Frage warum ein 100 Milliarden Sondervermögen
benötigt wird, wenn doch nach Angaben des Stockholmer
Friedensforschungsinstituts SIPRI, die USA 39 Prozent der
weltweiten Militärausgaben bestreitet, Russland nur 3,1 Prozent und
die Ausgaben der europäischen NATO-Mitglieder die Ausgaben
Russlands um das Sechsfache übersteigen. Weil keiner in der Partei
die Antwort hören möchte, die da lauten könnte, dass die 100
Milliarden Euro für eine Änderung der weltpolitischen Strategie
Deutschlands benötigt werden.

Hier wäre ein Blick in die Parteigeschichte angebracht.

Wilhelm II., Karl Liebknecht, Hugo
Haase und der Burgfrieden

Die im Bundestag herrschende Stimmung erinnerte am 27. Februar
2022 doch schon ein bisschen an den patriotischen Taumel, der
Wilhelm II. in seiner ersten Kriegsrede im Ersten Weltkrieg am 4.
August 1914 zu dem berühmten Ausspruch veranlasste, er kenne
keine Parteien mehr, sondern nur noch Deutsche.

Grund der Rede war die deutsche Kriegserklärung an Russland, weil
das Land der ultimativ gestellten deutschen Aufforderung zur
Rücknahme seiner Generalmobilmachung nicht nachgekommen



war. In seiner Rede dankte der Kaiser den Versammelten für ihre
„Liebe und Treue“ in den Tagen der diplomatischen Krise und
beschwor die nationale Einheit. Dann gewährte er seinen
innenpolitischen Gegnern, namentlich der Sozialdemokratie, mit
einer pathetisch rhetorischen Geste „Vergebung für ihre Angriffe in
der Vergangenheit“. Er gelobte feierlich, er kenne „keine Parteien
und auch keine Konfessionen mehr“, stattdessen seien „wir (…)
heute alle deutsche Brüder und nur noch deutsche Brüder“. In
seiner folgenden Reichstagsansprache griff er diese Wortwahl auf,
als er verkündete: „Ich kenne keine Parteien mehr, ich kenne nur

noch Deutsche.“ 
Dann folgten laut amtlichem Protokoll der Reichstagssitzung die
Worte des Reichstagspräsidenten Dr. Johannes Kaempf:

„Wir kommen nunmehr zur Gesamtabstimmung. Ich bitte die Herren,

die in der Gesamtabstimmung in dritter Lesung den Entwurf eines

Gesetzes, betreffend die Feststellung eines zweiten Nachtrags zum

Reichshaushaltsetat für das Rechnungsjahr 1914 annehmen wollen,

sich von ihren Plätzen zu erheben. (Geschieht. Rufe: ‚Einstimmig!‘ —

Zuruf: ‚Gegen eine Stimme!‘) Es ist, soweit ich sehen kann, einstimmig

— mit Ausnahme eines einzigen Abgeordneten. (Stürmische Bravorufe

und Händeklatschen.)“

Die einsame Gegenstimme kam von Karl Liebknecht.

In seiner Erklärung, die in handschriftlichen Kopien in der
Parteibasis kursierte, schrieb er.

„Der Krieg ist kein deutscher Verteidigungskrieg“  und entlarvte die
von der SPD-Mehrheit mitgetragene Rechtfertigungslüge der
kaiserlichen Regierung. Es handele sich vielmehr um einen „von der

deutschen und österreichischen Kriegspartei (…) hervorgerufenen

Präventivkrieg“, „einen imperialistischen Krieg, einen Krieg um die

kapitalistische Beherrschung des Weltmarktes“.



Das Pressebüro der SPD warnte die sozialdemokratischen
Zeitungen vor strafrechtlichen Folgen bei Abdruck der Erklärung
von Karl Liebknecht. Auch der SPD-Fraktionsvorstand reagierte
umgehend und drückte im Parteiorgan Vorwärts in einer Erklärung
sein tiefes Bedauern über Liebknechts „entgegen dem alten Brauch

der Fraktion“ erfolgten Disziplinbruch aus.

Für Karl Liebknecht war es klar, dass sein Abstimmungsverhalten
den völligen Bruch mit der Führung der SPD bedeutete, entstammte
er doch einer Familie, in der die Gegnerschaft zu Militarismus und
imperialen Kriegen zur Tradition gehörte. Sein Vater, Wilhelm
Liebknecht, ein Mitbegründer der Sozialdemokratischen Partei
Deutschlands, hatte 44 Jahre zuvor während des Deutsch-
Französischen Krieges im Reichstag des Norddeutschen Bundes
gegen die Kriegskredite gestimmt und wurde für diese
internationalistische Haltung inhaftiert.

Nicht nur der Druck der Partei nahm für Karl Liebknecht zu, auch
die staatlichen und polizeilichen Mühlen begannen zu mahlen.
Neben den Bedrohungen seines Lebens wurde er aufgrund einer
allerhöchsten Entscheidung als Bausoldat in ein Arbeiterbataillon
„an der Grenze der Monarchie, aber nicht in eine größere Stadt“  per
Gestellungsbefehl eingezogen. Damit unterlag er ab dem 7. Februar
1915 der Militärgesetzgebung und gleichzeitig war ihm jegliche
politische Betätigung außerhalb des Parlaments verboten.

Aber noch einmal zurück zur Abstimmung über die Bewilligung der
Kriegskredite.

Um bei der Abstimmung keine Überraschung zu erfahren, führte die
SPD-Fraktion am Vorabend der Sondersitzung des Reichstags zur
Bewilligung der Kriegskredite eine Probeabstimmung durch. Dabei
stimmten 78 Abgeordnete für die Kriegskredite und 14 dagegen. Zur
überstimmten Minderheit zählte der Fraktionsvorsitzende Hugo
Haase, der dem linken Flügel der Partei angehörte und ein



überzeugter Pazifist war. Schon als junger Anwalt hatte er viele im
Kaiserreich verfolgte Sozialdemokraten verteidigt, war gegen das
Wettrüsten aufgetreten und sah sich deshalb außerstande, fünf
Milliarden Mark für den angeblichen „Verteidigungskrieg“ gegen
Russland zu genehmigen.

Weil die Mehrheit der SPD-Abgeordneten für die Abstimmung am
nächsten Tag aber Fraktionszwang beschlossen hatte, musste der
Pazifist Hugo Haase im Reichstag nun als SPD-
Fraktionsvorsitzender das Ja der SPD gegen seine innere
Überzeugung verkünden. Er wusste noch nicht, dass der Fortgang
des Krieges seine Partei, die SPD, bald zerreißen würde. Schon nach
einigen Kriegsmonaten beschimpften ihn eigene Genossen im
Parlament als „Drecksseele“, „Halunken“ und „Verräter“, weil er
immer noch den Kriegskurs der Regierung kritisierte. Schließlich
wurde er wegen seiner pazifistischen Haltung aus Fraktion und
Partei ausgeschlossen und gründete 1917, mit anderen
Kriegsgegnern, die Unabhängige Sozialdemokratische Partei
Deutschlands (USPD).

All diese Strafmaßnahmen konnten jedoch nicht verhindern, dass
die Burgfriedenspolitik, mit der innenpolitische Konflikte und
wirtschaftliche Auseinandersetzungen zurückgestellt werden
sollten, lange hielt. Als der Krieg keine schnellen Erfolge
hervorbrachte und die Bevölkerung unter der hohen Opferzahl und
den Wirtschafts- und Versorgungsproblemen litt, kam es wieder zu
Streiks und Protesten und schon 1916 war der Burgfrieden dann
endgültig beendet.

Bis zum Ende des Ersten Weltkrieges fanden neun Millionen
Soldaten und sechs Millionen Zivilisten den Tod.

Hugo Haase wurde am 8. Oktober 1919 von Johann Voß, einem
angeblich psychisch erkrankten Lederarbeiter durch
Revolverschüsse verletzt. Er wurde ins Krankenhaus eingeliefert



und war auf dem Weg der Besserung, als er am 7. November 1919
überraschend im Alter von 56 Jahren an einer Sepsis verstarb.

Karl Liebknecht wurde am 15. Januar 1919 zusammen mit Rosa
Luxemburg von deutschen Militärs ermordet.

Letztlich führte die Zustimmung der SPD zu den Kriegskrediten und
somit zum Ersten Weltkrieg zur Spaltung der SPD und der
Arbeiterbewegung, die bis heute anhält.

Demnächst wird wieder über
Kriegskredite abgestimmt

Das aktuell geplante Rüstungspaket wird wohl ohne Probleme den
Bundestag passieren. Auch im Bundesrat ist eine
Zweidrittelmehrheit sicher, da die vier Regierungsbeteiligungen der
Linken für eine Sperrminorität nicht reichen. Das Vorhaben der
Ampelkoalition, die gigantische Aufrüstung sogar im Grundgesetz
zu verankern, ist mit dem neuen Burgfrieden ohne Probleme
möglich, eine Zweidrittelmehrheit in Bundestag und Bundesrat für
eine Änderung des Grundgesetzes gilt als sicher.

Der neue Burgfrieden sieht so aus, dass



• eine riesige Koalition aus CDU/CSU, SPD, Grünen und FDP
entstanden ist, die meint, länger als eine Legislaturperiode
zusammenarbeiten zu können und eine kontinuierliche Aufrüstung
in den Verfassungsrang heben will. Dadurch möchte sie
gewährleisten, dass zukünftige, anders zusammengesetzte
Koalitionen das Megarüstungsprogramm weder stoppen, kürzen
oder verändern können, weil es in Verfassungsstein gemeißelt ist,

• alle Beteiligten den Trick der Regierung, die angekündigte
Aufrüstung ausschließlich über neue Schulden zu finanzieren und
das Ganze „Sondervermögen“ zu nennen, als besonders clever und
als tollen Coup loben. Wenn nämlich das 100-Milliarden-Programm
zur Förderung der Rüstungsindustrie durch Steuererhöhungen
finanziert werden müsste, käme es voraussichtlich zu größeren
Widerständen. Als „Paket Sondervermögen“ geschnürt, werden die
Vermögen der Reichen und Superreichen verschont und die Kosten
bei den Beschäftigten und Sozialleistungsbeziehern eingespart, und

• es in Wahrheit um autoritäres Durchregieren geht und die
Bevölkerung, coronagestählt, möglichst kritiklos „unpopuläre“
Maßnahmen mitmacht und immer bereit ist „neue Realitäten und
radikale Kurswechsel“ hinzunehmen.

Um die Bevölkerung auf die „neue Politik“ einzuschwören und auf
„die neuen Aufgaben“ vorzubereiten, brauchte es einige
Anstrengungen und einen langen Zeitraum von 30 Jahren.

In diesem Zusammenhang sei noch einmal an das Interview mit den
„Blätter“ im Jahr 1992 erinnert, in dem der damalige
Verteidigungsminister Volker Rühe, gelernter Lehrer mit CDU-
Parteibuch, sagte:

„Niemand sollte erwarten, dass die Übernahme neuer Aufgaben in der

Außenpolitik über Nacht geschieht. Die in vierzig Jahren gewachsenen

Instinkte der Menschen lassen sich nicht einfach wegkommandieren.

Deswegen müssen wir Schritt für Schritt vorgehen. Es geht auch nicht

darum, die deutschen Soldaten, sondern die ganze Gesellschaft auf die

neuen Aufgaben vorzubereiten.“



Ein paar kritische Stimmen gibt es noch

In der SPD regt sich derzeit nur wenig Widerstand gegen das
geplante Aufrüstungsprogramm für die Bundeswehr.

In einer Erklärung der Arbeitsgemeinschaft der Seniorinnen und
Senioren „AG 60plus“, heißt es:

„Der Überfall auf die Ukraine ist eine Zeitenwende, schafft einen

Ausnahmezustand. Trotzdem darf dieser Schock nicht dazu führen, die

Kernbestandteile sozialdemokratischer Identität infrage zu stellen

oder eine Aufrüstungsspirale mit unabsehbaren weltweiten Folgen

zu rechtfertigen.“

Die linke SPD-Gruppe „Forum Demokratische Linke“ (DL21)
veröffentlichte mit weiteren Organisationen, wie der sozialistischen
Jugend „Die Falken“ und dem Netzwerk Attac Deutschland, eine
Erklärung, in der der Krieg Russlands gegen die Ukraine „auf das

Schärfste“ verurteilt wird und es heißt: „Wir lehnen das von

Bundeskanzler Scholz am Sonntag vorgeschlagene Sondervermögen

für Aufrüstung in Höhe von 100 Milliarden Euro und dauerhafte

Rüstungsausgaben von über 2 Prozent des Bruttoinlandsprodukts ab“.

Jessica Rosenthal, Bundestagsabgeordnete aus Bonn und
Vorsitzende des Parteinachwuchses Jusos, lehnt „die derart

massiven Investitionen in die Bundeswehr ab“, einem
Friedensbündnis beizutreten, das sich der geplanten Hochrüstung
entgegenstellt, ist zurzeit allerdings von den Jusos nicht geplant.

Zeitenwende

Was die von Bundeskanzler Scholz am Sonntag, dem 27. Februar
2022, im Bundestag verkündete Zeitenwende mit der SPD macht, ist



momentan nicht abzusehen. Dass sie aber etwas Elementares mit
der Partei machen wird, ist sicher.

Vielleicht sollten sich die SPD-Mitglieder an die Sätze von SPD-
Mitglied und Entspannungspolitiker Egon Bahr erinnern, die er am
3. Dezember 2013 im Gespräch mit Schülern im Rahmen der „Willy-
Brandt-Lesewoche“ im Friedrich-Ebert-Haus Heidelberg aussprach:

„In der internationalen Politik geht es nie um Demokratie oder

Menschenrechte, es geht um die Interessen von Staaten. Merken Sie

sich das, egal was man Ihnen im Geschichtsunterricht erzählt.“

Redaktionelle Anmerkung: Dieser Beitrag erschien zuerst am 29.
März 2022 unter dem Titel „Demnächst wird wieder über
Kriegskredite abgestimmt — Eine Zerreißprobe für die SPD?
(https://gewerkschaftsforum.de/demnaechst-wird-wieder-ueber-
kriegskredite-abgestimmt-eine-zerreissprobe-fuer-die-
spd/#more-13294)“ im Gewerkschaftsforum
(https://gewerkschaftsforum.de/).
 
 
 

Dieser Artikel erschien bereits auf www.rubikon.news.
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Das Gewerkschaftsforum ist ein Internetjournal, das
sich vorrangig mit gewerkschaftlichen Themen, aber
auch mit sozial- und wirtschaftspolitischen Fragen
kritisch auseinandersetzt. Es wurde Ende 2013 von
Gewerkschaftsaktivisten in Dortmund gegründet und
möchte auf die Interessen der Mächtigen aufmerksam
machen, den gewerkschaftlichen Kampf der
Beschäftigten begleiten und den immer leiser
gewordenen erwerbslosen und armen Menschen eine
Stimme geben. Weitere Informationen unter
gewerkschaftsforum.de
(https://gewerkschaftsforum.de).
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